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Empfehlung der Diözese Rottenburg-Stuttgart zum Umgang mit der 
AfD im Hinblick auf (Wahl-) Veranstaltungen 

 

 

Diese Empfehlung richtet sich an Haupt- und Ehrenamtliche in den Verbänden, 
Gemeinden und kirchlichen Einrichtungen der Diözese Rottenburg Stuttgart.  

Christentum und völkischer Nationalismus sind unvereinbar  

Die deutschen Bischöfe haben am 22. Februar 2024 in einer Erklärung deutlich 
gemacht: „Völkischer Nationalismus ist mit dem christlichen Gottes- und 
Menschenbild unvereinbar.“1 Eine rechtsextreme Gesinnung widerspricht den 
tragenden Grundsätzen der katholischen Kirche: allen voran dem christlichen 
Menschenbild, das auf der Gottebenbildlichkeit aller Menschen gründet. Völkischer 
Nationalismus steht in einem eindeutigen Gegensatz zudem dem universellen 
Anspruch einer allumfassenden Menschheitsfamilie und der katholischen Soziallehre 
mit ihrem Prinzip der Solidarität und dem allen Menschen geltenden Gebot der 
Nächstenliebe. „Rechtsextreme Parteien und solche, die am Rande dieser Ideologie 
wuchern, können für Christinnen und Christen daher kein Ort ihrer politischen 
Betätigung sein und sind auch nicht wählbar“, so die Bischöfe.2  

Die Partei „Alternative für Deutschland“ (AfD) wird vom Bundesamt für 
Verfassungsschutz als Verdachtsfalls einer rechtsextremistischen Bestrebung 
geführt.3 Gleichzeitig gibt es eindeutige Belege, dass die AfD in weiten Teilen eine 
verfassungsfeindliche und menschenfeindliche Agenda verfolgt. 

Zahlreiche Äußerungen und Positionen führender Parteivertreter:innen greifen auf 
völkisch-nationalistische Denkmuster zurück. Diese stellen das Konzept einer 
                                                           
1 Erklärung der deutschen Bischöfe: Völkischer Nationalismus und Christentum sind unvereinbar, 22. Februar 
2024, S. 12. 
2 Ebd. 
3 Nachdem das Bundesamt für Verfassungsschutz am 02.Mai 2025 die Alternative für Deutschland als gesichert  
rechtsextremistische Bestrebung hochgestuft hatte, hat die Partei Einspruch erhoben. Im Rahmen der 
gerichtlichen Prüfung dieses Einspruchs hat sich das Bundesamt zu einer Stillhaltezusage verpflichtet, die dazu 
führt, dass das Amt die Einstufung vorerst nicht öffentlich wiederholt und die Partei vorerst weiter als 
Verdachtsfall führt.  
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ethnisch homogenen ‚Volksgemeinschaft‘ über die universale Menschenwürde und 
widersprechen damit fundamental dem christlichen Menschenbild sowie den 
Prinzipien der katholischen Soziallehre – insbesondere der Solidarität, der 
Personalität und dem Gebot der Nächstenliebe.  

Aktuelle Entwicklungen zeigen, dass jede Bühne, die man der AfD zur Verfügung 
stellt, genutzt wird, um weitere populistische und menschenfeindliche Äußerungen zu 
positionieren, die dann medial diskutiert, wiederholt und damit gesellschaftlich 
verfestigt werden. Als katholische Kirche treten wir jeder Form von Rassismus, 
Antisemitismus und Menschenfeindlichkeit entschieden entgegen. Rechtsextremen 
Akteur:innen darf daher kein kirchliches Forum geboten werden.  

1) Veranstaltungen unter Ausschluss der „Alternative für Deutschland“  

Die Diözese Rottenburg-Stuttgart spricht sich generell für die Nichtbeteiligung 
rechtspopulistischer und rechtsextremistischer Akteur:innen bei Veranstaltungen aus. 
Kirchliche Einrichtungen und Verbände sind Teil der Zivilgesellschaft. 
Zivilgesellschaftliche Akteur:innen unterliegen keiner Neutralitätspflicht, wenngleich 
einem Neutralitätsgebot. Als Kirche verpflichten wir uns dazu, überparteilich zu 
agieren und handeln damit nicht im Interesse oder Auftrag einer bestimmten Partei. 
Als Kirche wissen wir, dass die in der Verfassung garantierte demokratische 
Grundordnung per se wertebezogen ist und untrennbar im Zusammenhang mit 
Menschenwürde, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit, Sozialstaatlichkeit und den 
Grundrechten steht. Diesen Werten verpflichten wir uns auf Basis unseres Glaubens 
und tragen mit unserer Demokratiearbeit aktiv dazu bei, sie zu schützen. 

Die Einladung rechtsextremer Parteien kann aus inhaltlichen Gründen 
ausgeschlossen werden, solange dies nachvollziehbar begründet und konsequent 
gehandhabt wird. Bei eigenen Veranstaltungen steht es katholischen Verbänden und 
Einrichtungen frei, selbst darüber zu bestimmen, wer eingeladen wird und wer nicht. 
Schließen Gemeinden und Verbände die Einladung und Beteiligung von 
demokratiefeindlichen Populistinnen an öffentlichen Diskussionen prinzipiell aus, ist 
es ratsam, dies zu kommunizieren.  

a) Hausordnung  

Dies könnten zum Beispiel durch eine Hausordnung geschehen, die in der 
Einrichtung ausgehängt und auf der Website kommuniziert wird. Beispieltexte finden 
sie unter: www.kirche-und-gesellschaft.drs.de/demokratiefoerderung.html  

b) Hausrecht  

Sollte es während einer Veranstaltung zu fremdenfeindlichen und 
antidemokratischen Äußerungen kommen, kann vom Hausrecht Gebrauch gemacht 
und ein Saalverweis ausgesprochen werden.  
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c) Vermietung von Kirchenräumen 

Die Entscheidung zur Vermietung von Kirchenräumen für politische Veranstaltungen 
oder an Parteien obliegt der Privatautonomie. Es ist damit jeder Kirchengemeinde 
freigestellt, ob sie überhaupt oder nur an bestimmte Parteien vermieten möchte.  

 

2) Veranstaltungen mit Kooperationspartner:innen  

Sollte es im Rahmen von Kooperationen mit anderen Veranstaltern zur Beteiligung 
von AfD-Gesprächspartner:innen kommen, empfehlen wir im ersten Schritt die 
Ablehnung einer Zusammenarbeit.  

Sollte eine Zusammenarbeit dennoch stattfinden, ist eine geschulte Moderation für 
die Veranstaltung zu engagieren, die entsprechende Gesprächstechniken 
beherrscht: (z. B. Erfahrung im Umgang mit Extremismus, Verabredung und 
Einhaltung klarer Gesprächsregeln, Interventionstechniken bei Störungen und 
Falschaussagen, sowie Taktiken zum Gesprächsausschluss). Die Moderation sollte 
im Vorfeld prüfen, ob eingeladene Personen dem extremistischen Spektrum 
angehören. Dabei kann es sinnvoll sein, sich in Bezug auf vergangene Diskussionen 
bei anderen Veranstaltern zu informieren, ob sich der Gast auf einen argumentativen 
Austausch eingelassen hat. 

Es gibt eine Grenze des Sagbaren. Die Grenze der Meinungsfreiheit ist dort 
überschritten, wo Menschen in ihrer Menschenwürde herabgesetzt und Demokratie 
in ihren Werten angegriffen wird. Hier gilt es Äußerungen schnell zu unterbinden, die 
Grenze für das Publikum offen zu kommunizieren und ganz klar Widerspruch 
einzulegen. Machen Sie klar, dass das Verbreiten rechtsextremer, rassistischer, 
antisemitistischer und menschenfeindlicher Botschaften in Ihren Räumen strikt 
untersagt ist und verweisen Sie ggf. auf die Hausordnung und das Hausrecht.  

Darüber hinaus: Nehmen Sie keine Spenden von Parteien rechtsextremer Gesinnung 
an. Achten Sie darauf, dass auch auf Veranstaltungen keine Fotos entstehen, die auf 
eine Zusammenarbeit oder Zustimmung schließen lassen. 

 

3) Umgang bei Demonstrationen im öffentlichen Raum 

Kirchliche Einrichtungen haben das Recht, sich im Rahmen ihres gesellschaftlichen 
Engagements an Demonstrationen für Demokratie und gegen Rechtsextremismus 
oder Rassismus zu beteiligen. Dabei wird eine sorgfältige Prüfung der 
veranstaltenden Organisationen sowie der inhaltlichen Ausrichtung der 
Demonstration empfohlen, um mögliche Eskalationspotenziale zu erkennen und zu 
vermeiden. Insbesondere ist darauf zu achten, dass keine Zusammenarbeit oder 
bewusste Nähe mit extremistischen Akteuren erfolgt. Die Teilnahme soll stets im 
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Einklang mit den in der Verfassung verankerten demokratischen Werten und in 
friedlichen und konstruktiven Formen des Protests erfolgen. 

Die Kirche versteht sich dabei als Teil der Zivilgesellschaft, die sichtbar 
Verantwortung für das Gemeinwohl übernimmt. Sie lebt aus der Kraft des 
Evangeliums, das jedem Menschen unveräußerliche Würde zuspricht. In diesem 
Geist danken wir für Ihr Engagement und ermutigen Sie, Kirche als Ort der 
Demokratie und des Dialogs aktiv zu gestalten. 

Danke für Ihren Einsatz – gemeinsam setzen wir ein Zeichen für Demokratie, 
Respekt und Menschenwürde. 

Diese Empfehlung ist bis zu einer entsprechenden Aktualisierung aufgrund sich 
ändernder politischer und rechtlicher Rahmenbedingungen gültig.  

Stand: Juni 2025, freigegeben und verabschiedet durch BO-Sitzung der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart am 13.05.2025 

 

Kontakt:  
Dr. Sarah Köhler 
Referentin für Demokratieförderung und Gesellschaftspolitik  
Bischöfliches Ordinariat der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
Hauptabteilung XI - Kirche und Gesellschaft  
 
Jahnstraße 30, 70597 Stuttgart 
Tel.: 0711 9791-1211 
E-Mail: skoehler@blh.drs.de  
Homepage: https://kirche-und-gesellschaft.drs.de/  
 


